
Kulturelle Standortförderung: 	
Was die Parteien antworten	
Zusammenfassung der Antworten von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke auf die 
Wahlprüfsteine des Uferhallen e.V. zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026.	

Die Positionen sind sinngemäß zusammengefasst. Maßgeblich bleibt der Wortlaut der 
Originalantworten.	

Frage 1: Ziel der Förderung	

Braucht Berlin eine Förderung, die gewachsene Kulturstandorte sichert und inhaltlich weiterentwickelt – 
Standorte mit einem Mix aus Arbeits-, Veranstaltungs-, Präsentations- und Bildungsräumen, sozialer 
Infrastruktur und kunstnahem Gewerbe, die eine soziokulturelle Bedeutung für ihr Umfeld haben?	

Falls nein: Welche Maßnahmen zur Sicherung von Standorten wie Uferhallen, Wiesenburg, RAW-Gelände, 
KAOS, Vollgut oder Goerzwerk?	

CDU	

Bekenntnis zur Raumsicherung, kein ausdrückliches Ja	

• Bekennt sich zur Bedeutung von Kunst und Kultur; Ziel ist, kulturelle Räume zu sichern.	

• Will eine kulturfreundliche Stadtentwicklung: landeseigene Grundstücke stärker für 
Kreativwirtschaft öffnen und Flächen frühzeitig sichern.	

• Verweist auf Erfolge: Die CDU-geführte Kulturverwaltung habe Ateliers und Arbeitsräume an den 
Uferhallen für 30 Jahre gesichert; Einsatz für Soziokultur auf dem RAW-Gelände.	

SPD	

Kein ausdrückliches Ja; Kritik an der Umsetzung	

• Es gebe bereits Fördermöglichkeiten und Instrumente für Liegenschaften und Räume.	

• Die Lage habe sich verschlechtert, weil vorhandene Instrumente nicht genutzt wurden; zu viele 
Räume seien verloren gegangen.	

• Nötig seien Strategien, um die Anwendung von Verwaltungsinstrumenten verbindlich zu machen.	

• Haushaltsvorbehalte dürften nicht vorgeschoben werden, wenn die Finanzierung von Kulturorten 
gesichert ist.	

Bündnis 90/Die Grünen	

Ja	

• Teilen die Einschätzung: Orte wie Uferhallen, Wiesenburg oder Vollgut seien Orte der Produktion, 
Bildung und Begegnung und wichtig für den Zusammenhalt im Kiez.	

• Wollen diese Infrastruktur angesichts des Immobiliendrucks langfristig sichern.	

• Kernvorhaben: ein Berliner Kulturfördergesetz als verbindlicher Rahmen, das auch 
Produktionsorte und ihre Infrastruktur berücksichtigt.	
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• Arbeitsraumprogramm weiterentwickeln und mit der Szene prüfen, welche ergänzenden 
Instrumente nötig sind.	

Die Linke	

Ja	

• Die Uferhallen mussten mangels Förderkulisse als Sonderprojekt gesichert werden; daraus ergebe 
sich der Bedarf, die Förderlogiken weiterzuentwickeln.	

• Gemischt genutzte Orte könnten oft keine „reinen“ Kulturorte sein und lebten gerade von der 
Vielfalt.	

• Kritisiert, dass die angekündigte Förderrichtlinie für Gruppen- und Standortförderung 
(Generalmieterschaft über die KRB) durch Kürzungen im 3. Nachtragshaushalt gestoppt wurde; 
will weiter daran arbeiten.	

• Das Land solle Orte wie Uferhallen, RAW-Gelände oder Dragoner-Areal aus eigener Kraft 
entwickeln.	
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Frage 2: Art der Förderung	

Soll die Kulturelle Standortförderung eine zeitlich begrenzte, verwaltungsarme, nicht-institutionelle 
Förderung von Infrastrukturkosten in Form von Zuschüssen sein, die nach Evaluation verlängert werden 
kann?	

Soll sie anderen Grundsätzen als das Arbeitsraumprogramm folgen und deshalb in einem eigenen 
Haushaltstitel etatisiert werden?	

CDU	

Eher nein: bestehendes System weiterentwickeln	

• Befürwortet verwaltungsarme, zielgerichtete Förderinstrumente.	

• Will das Arbeitsraumprogramm weiter fördern, anpassen und weiterentwickeln; KRB und GSE 
sieht sie in besonderer Verantwortung.	

• Landeseigene Immobilien und Leerstand für Kulturnutzungen erschließen.	

• Das System mit vielen Akteuren verschlanken statt zusätzliche Parallelstrukturen zu schaffen.	

SPD	

Offen: Förderweg ist nicht die zentrale Frage	

• Ob innerhalb oder außerhalb des Arbeitsraumprogramms gefördert wird, sei nicht entscheidend.	

• Kulturelle Infrastruktur sei Teil der Daseinsvorsorge.	

• Mehrere Förderinstrumente seien unproblematisch, solange sie sich nicht widersprechen.	

• Ziel: Gesamtbestand an Räumen erhalten, günstige Räume langfristig binden und den Bestand zu 
guten Konditionen erweitern.	

Bündnis 90/Die Grünen	

Offen, Tendenz zu mehrjähriger Förderung	

• Gewachsene Standorte hätten Anforderungen, die bestehende Instrumente nicht immer abbilden.	

• Gute Gründe für eine mehrjährige, unbürokratische, regelmäßig evaluierte Förderung mit 
Planungssicherheit.	

• Ob eigene Förderlinie oder Weiterentwicklung bestehender Instrumente, soll im Rahmen des 
Kulturfördergesetzes und der Haushaltsberatungen entschieden werden.	

• Das Arbeitsraumprogramm bleibe zentral; Instrumente sollen sinnvoll ineinandergreifen.	

Die Linke	

Weitgehend ja, mit eigenem Haushaltstitel	

• Die vorgeschlagene Förderart sei wünschenswert, diese Auffassung wird auch für die Uferhallen 
geteilt; Förderung für zeitlich abgegrenzte Modernisierungen, Baumaßnahmen und 
Anschaffungen sei nötig.	

• Zugleich solle je Standort entschieden werden; auch eine institutionelle Förderung könne 
geeignet sein. Eine Evaluation nach festzulegender Zeit befürwortet sie.	
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• Eigener Titel: Im Einzelplan 08 sei eine solche Förderung nicht abbildbar; nötig sei ein gesonderter 
Titel, ggf. gemeinsam mit der Stadtentwicklung (Einzelplan 27).	

• Kritisiert Kürzungen: Das Arbeitsraumprogramm sei seit 2024 gekürzt; Investitionszuschüsse an 
SILB und SODA sänken um 17,725 Mio. € (2026) und 21,125 Mio. € (2027).	
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Frage 3: Gegenstand der Förderung	

Sollen ausschließlich Infrastrukturkosten gefördert werden, also Miet-, Pacht- oder Kreditzahlungen, 
Verwaltungskosten für Standort- und Facilitymanagement sowie einmalige Investitionszuschüsse?	

Falls nein: Welche Standortkosten sollen förderfähig sein?	

CDU	

Fokus auf Infrastrukturkosten	

• Entlastung bei Infrastrukturkosten sei ein wesentliches Förderinstrument.	

• Ausgeglichen wird die Differenz zwischen tatsächlichen Raumkosten und reduzierten 
Nutzermieten.	

• Für Erwerb, Modernisierung und Instandsetzung gebe es bereits die Landesbürgschaft 
Arbeitsraum.	

• Weitere Programmkosten gehören nicht zur Standortförderung.	

SPD	

Siehe Sammelantwort	

Die SPD hat die Fragen 3 bis 5 gemeinsam beantwortet. Die Position steht unter Frage 5.	

Bündnis 90/Die Grünen	

Kein abschließender Katalog	

• Förderung solle sich an strukturellen Bedarfen orientieren, etwa Mieten, Pachten, 
gemeinschaftliche Verwaltung, technische Infrastruktur, Investitionen.	

• Den Fördergegenstand wollen sie nicht vorab abschließend festlegen, da sich Bedarfe je Standort 
stark unterscheiden.	

• Klare Abgrenzung zur Projekt- und individuellen Künstler*innenförderung.	

• Konkrete förderfähige Kosten sollen im Dialog mit der Szene und im Kulturfördergesetz festgelegt 
werden.	

Die Linke	

Keine Ausschließlichkeit, Einzelfallprüfung	

• Eine ausschließliche Beschränkung auf Infrastrukturkosten sei zu eng.	

• Je Standort solle geprüft werden, welche Kosten förderfähig sind und dem langfristigen Erhalt am 
besten dienen.	
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Frage 4: Subjekte der Förderung	

Sollen natürliche oder juristische Personen gefördert werden, die am Standort mieten, pachten oder als 
Dienstleister das Standort- und Facilitymanagement übernehmen?	

Falls nein: Wer soll gefördert werden?	

CDU	

Grundsätzlich ja	

• Mittel sollen bei denen ankommen, die Verantwortung für Betrieb und Erhalt tragen: 
grundsätzlich Mieter, Pächter oder Betreiber.	

• Die genaue Definition der Zuwendungsempfänger soll in der Förderrichtlinie erfolgen, um 
Mitnahmeeffekte auszuschließen.	

SPD	

Siehe Sammelantwort	

Die SPD hat die Fragen 3 bis 5 gemeinsam beantwortet. Die Position steht unter Frage 5.	

Bündnis 90/Die Grünen	

Rechtsform nicht entscheidend	

• Entscheidend sei, wer dauerhaft Verantwortung für einen kulturellen Produktionsstandort 
übernimmt.	

• Unterschiedliche Träger- und Organisationsformen kommen in Frage, sofern sie 
gemeinwohlorientiert sind und den Standort nachhaltig sichern.	

• Kriterien sollen sich an der kulturpolitischen Bedeutung orientieren: künstlerische Produktion, 
Öffnung in den Stadtraum, kulturelle Teilhabe, langfristige Perspektive.	

Die Linke	

Einzelfallprüfung	

• Im Mittelpunkt stehe die Sicherung des Standorts.	

• Welche Förderung notwendig und geeignet ist, solle im Einzelfall geprüft und entschieden 
werden.	
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Frage 5: Fördergrundsätze	

Sollen folgende Grundsätze in Förderrichtlinien festgeschrieben werden?	

A: Förderfähigkeit – grundsätzlich förderfähig (jeweils gemäß Förderpraxis SenKult):	
– Professionelle Künstler*innen mit Lebensmittelpunkt in Berlin	
– Veranstalter aus Musik, Darstellender Kunst, Performance, Tanz, Bildender Kunst, Erinnerungskultur, 

Soziokultur	
– Betreiber künstlerischer und kultureller Projekträume	
– Akteure der kulturellen Bildung, Kulturvermittlung und -beratung	
– Betreiber soziokultureller Begegnungsräume (inkl. Gastronomie)	
– Kultur- und kunstnahes Kleingewerbe (De-minimis-Regelung)	

B: Fördergrundsätze:	
– Ausschreibung durch SenKult, transparentes Bewerbungsverfahren, Juryentscheidung	
– Standortkonzept mit Nachweis von Zukunftsfähigkeit und gesellschaftlichem Mehrwert	
– Befristung auf fünf Jahre, abgesichert durch Verpflichtungsermächtigungen, Evaluation nach drei 

Jahren, Verlängerung per Juryentscheid	
– Andere Raumstandards, Einkommensgrenzen und Staffelungen als im Arbeitsraumprogramm möglich	
– Nicht förderfähige Bestandsmieter können gegen Kostenmiete bleiben	

CDU	

Weitgehend übernommen, Vorbehalt der Fachverwaltung	

• Nennt als Schwerpunkte die vier Gruppen Künstler*innen, Veranstalter, Projektraumbetreiber und 
Akteure der kulturellen Bildung. Soziokulturelle Begegnungsräume und kunstnahes Kleingewerbe 
werden nicht aufgeführt.	

• Übernimmt die Grundsätze unter B: Ausschreibung mit Jury, Standortkonzept, fünfjährige 
Befristung mit Evaluation nach drei Jahren, abweichende Standards zum Arbeitsraumprogramm, 
Verbleib nicht förderfähiger Mieter gegen Kostenmiete.	

• Die finale Ausgestaltung behält sie der Fachverwaltung vor.	

• Hinweis: Unter Frage 2 lehnt die CDU zusätzliche Parallelstrukturen zum Arbeitsraumprogramm 
ab.	

SPD	

Sammelantwort zu Fragen 3–5: mehr institutionelle Förderung	

• Strebt auch für Ateliers, Arbeits- und Präsentationsräume mehr institutionelle Förderung an, 
gemäß Empfehlungen des Landesrechnungshofs und der Reform des Zuwendungsrechts.	

• Die neuen Verpflichtungen sollen auch für Kulturorte und Kulturräume gelten.	

• Sieht die Kultur als gutes Anwendungsfeld, um die Förderwürdigkeit vielfältiger 
Zuwendungsempfänger festzustellen.	

• Hinweis: Auf die einzelnen Grundsätze geht die SPD nicht ein; die Forderung nach einer nicht-
institutionellen Förderung (Frage 2) wird damit nicht aufgegriffen.	
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Bündnis 90/Die Grünen	

Grundsätzlich ja	

• Stimmen grundsätzlich zu; Details sollen im Rahmen des Kulturfördergesetzes geprüft werden.	

• Offen sei, ob Gastronomie und kunstnahes Kleingewerbe über Kultur- oder eher über 
Wirtschaftsförderung laufen sollten; sie erkennen aber an, dass diese oft erst ein kulturelles 
Ganzes ermöglichen.	

• Die Wirtschaftsförderung solle kulturnahe Branchen besser unterstützen.	

• Die Notwendigkeit einer Standortförderung sei erwiesen; eigene Förderlinie oder 
Weiterentwicklung bestehender Instrumente wird im Gesetzgebungs- und Haushaltsprozess 
entschieden.	

Die Linke	

Teilweise Widerspruch, Evaluation gefordert	

• Die Grundsätze widersprächen teilweise den Fragen 3 und 4.	

• Setzt sich für eine partizipative Evaluation der Fördergrundsätze des Arbeitsraumprogramms ein 
und lädt den Verein zur Beteiligung ein.	

• Will auch eingeladene Künstler*innen ohne Lebensmittelpunkt in Berlin fördern.	

• Plädiert für Evaluation und Anpassung der Förderkriterien in allen Bereichen der 
Senatskulturverwaltung, möglichst gemeinsam mit der Szene.	

• Hinweis: Die Antwort bezieht sich auf die vier Gruppen unter A; zu den Grundsätzen unter B 
äußert sich die Linke nicht einzeln.
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